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50 Milliarden EU-Schulden verstricken

Deutschland immer tiefer in den Ukraine-Krieg

Die Staats- und Regierungschefs der
EU haben sich auf ein Unterstüt‐
zungspaket für die Ukraine im Um‐
fang von 50Milliarden Euro geeinigt.
Die 50 Milliarden Euro, auf die sich
die Regierungsspitzen in Brüssel ver‐
ständigt haben, sind weitgehend
Geldgeschenke an die Ukraine. Auch
wenn es formal teilweise Kredite
sind, die von der EU an die Ukraine
durchgereicht und von den Mit‐
gliedstaaten besichert werden, muss
man schon sehr optimistisch sein,
wenn man glaubt, dass die Ukraine
diese Kredite zurückzahlen wird. Die
Rückzahlung erfolgt dann über die
Eigenmittelabführungen der Mit‐
gliedstaaten, wovon Deutschland
den größten Teil trägt. Die gesamte
Konstruktion ist nahezu eine Kopie des
Programms „Next Generation EU“, mit
dem vor drei Jahren erstmals eine Ge‐
meinschaftshaftung für EU-Kredite ein‐
geführt wurde und von dem es sei‐
nerzeit hieß, es handele sich um einen
einmaligen Vorgang.

Da die Ukraine leider ohnehin weitge‐
hend wie ein EU-Mitgliedstaat behan‐
delt wird, ist es in der Denke der EU nur
konsequent, wenn mit diesem Finanz‐
paket auch Reformen „im Zusammen‐
hang mit dem EU-Beitritt“ der Ukraine
unterstützt werden sollen, wie es im
entsprechenden Verordnungsvor‐
schlag der Kommission heißt. Eine EU-

Erweiterung in die Ukraine ist sicher‐
heitspolitisch jedoch fast gleichbedeu‐
tend mit einer NATO-Osterweiterung.

Die EU betreibt hiermit ein sehr gefähr‐
liches Spiel, das den Frieden in Europa
eher gefährdet als schützt. Die Mittel
werden kurzfristig sicherlich über‐
wiegend für die weitere Kriegsfüh‐
rung verwendetwerden. Die Ukraine
be<ndet sich nach wie vor im Krieg
und müsste dringend über eine Frie‐
denslösung verhandeln und nicht
über einen verfrühten Wiederaufbau
oder die Umsetzung grüner Nachhal‐
tigkeitsphantasien.

Im Endergebnis wird dieses Hilfspa‐
ket, das nach dem Willen der EU so‐
gar noch erweitert werden könnte,
dazu führen, dass die deutschen
Steuerzahlungen an die EU weiter
steigen werden, perspektivisch auf
50 Milliarden Euro jährlich. Die EU
manövriert sich zunehmend in eine
Zahlmeisterrolle für die Ukraine hin‐
ein. Sie wird damit immer mehr
Kriegspartei, und zugleich macht sie
immer weitreichendere Verspre‐
chungen für den Wiederaufbau.
Zwar @ießen diese Kredite an der
deutschen Schuldenbremse vorbei,
aber sicher nicht am deutschen Steu‐
erzahler.
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Wir stellen uns geschlossen and die Seite der
demonstrierenden Bauern

Mitte Dezember letzten Jahres hat die
Ampelregierung angekündigt, die
Steuervergünstigung für Agrardiesel
sowie die Kfz-Steuerbefreiung für land‐
wirtschaftliche Fahrzeuge im Bundes‐
haushalt 2024 ersatzlos zu streichen.
Für die deutschen Bauern wäre das eine
Steuererhöhung von knapp einer Milli‐
arde Euro pro Jahr gewesen. Verständ‐
lich also, dass daraufhin die größten
Bauernproteste begonnen haben, die
Deutschland seit etwa 500 Jahren je ge‐
sehen hat. Wir haben uns von Anfang
an an die Seite der deutschen Bauern
gestellt. Es ist ungerecht, dass sie jetzt
die Zeche für das Versagen der Ampel
zahlen sollen!

Noch im Januar hat die AfD-Bundes‐
tagsfraktion ein Sofortprogramm zur
Rettung des Mittelstands beschlossen:
https://afdbundestag.de/bauernpro‐
teste-afd-fraktion-beschliesst-sofort‐
programm-zur-rettung-des-mittel‐
stands/

Wir fordern bereits seit Oktober 2022,
die Agrardieselrückerstattung zu ver‐
doppeln und die heimische Landwirt‐
schaft dadurch spürbar zu entlasten
(https://dserver.bundestag.de/btd/
20/036/2003699.pdf ). Schon lange for‐
dern wir, die Existenzen der Bauernfa‐
milien zu sichern und die bäuerlichen
Familienbetriebe und Agrargenossen‐
schaften in Deutschland zu erhalten

(https://dserver.bundestag.de/btd/
20/053/2005355.pdf). Beide Anträge
wurden leider von allen anderen Frakti‐
onen abgelehnt.

Scheinheilig war der CDU/CSU-Antrag
„Landwirtschaft unterstützen statt rui‐
nieren“, der im Januar dieses Jahres im
Deutschen Bundestag abgestimmt
wurde. Trotz des positiven Titels konn‐
ten wir diesem Antrag jedoch nicht zu‐
stimmen. Etliche der darin enthaltenen
Forderungen sind bauernfeindlich und
nicht mit unseren Positionen vereinbar:
https://afdbundestag.de/enthaltung-
der-afd-fraktion-bei-bauernfeindli‐
chem-unionsantrag/

Stattdessen haben wir einen eigenen
Antrag eingebracht und unsere Forde‐
rung nach einer Verdoppelung der
Agrardieselrückerstattung erneuert
(https://dserver.bundestag.de/btd/
20/100/2010056.pdf).

Die deutschen Bauernfamilien können
sich darauf verlassen, dass die AfD-
Fraktion sich im Deutschen Bundestag
auch weiterhin für ihre Belange und
eine bauernfreundliche Agrarpolitik
einsetzt.

/Protschka

@stephan.protschka.mdb

@AfDProtschka
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Bis zu 10.000 Milliarden Euro?!
Die Energiewende ist unbezahlbar!
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Immer höhere Strom- und Spritpreise,
riesige Kosten für die Sanierung von
Häusern, „Transformation“ der Indus‐
trie… und fehlende Milliarden im Haus‐
halt: Deshalb habe ich die unglaublich
hohen Kosten des grünen Ideologie‐
projekts „Energiewende“ in der Haus‐
haltswoche Ende Januar / Anfang Fe‐
bruar zum Thema gemacht. Das kann
nur der Anfang sein. Die Energiewende
muss gestoppt werden, denn sie würde
unser Land um Jahrzehnte zurückwer‐
fen, zu Deindustrialisierung und Verar‐
mung führen.

Man muss befürchten, dass die Ener‐
giewende in den nächsten rund 20 Jah‐
ren 10.000 Milliarden, also 10 Billionen
Euro kosten wird – oder jeden Deut‐
schen vom Säugling bis zum Greis rund
120.000 Euro. Pro Kopf!

Woher diese horrenden Zahlen? Einige
Analysen wurden veröLentlicht, die
aber nur Teilbereiche erfassen und oft
schon wieder überholt sind. Man muss
das aber zusammenrechnen, so gut es
geht!

So sagt eine 2023er Studie der Universi‐
tät zu Köln alleine für die Zeit bis 2030
eine Kostenlawine von 1.900 Milliarden
Euro voraus. Im Januar kam heraus,
dass nur die Erweiterung der Stromnet‐
ze bis dahin 500 bis 750 Milliarden kos‐
ten wird – die Universität hatte nur mit

rund 150 Milliarden gerechnet. Also: es
wird noch teurer!

Bis 2045 ist das Ende des Heizens mit
Öl, Gas und Kohle vorgeschrieben. Die
Stadtwerke Leipzig berechneten letztes
Jahr dafür pro Bürger einen Betrag von
45.000 Euro – mit Sanierung der Häu‐
ser, Einbau neuer Heizungen und Verle‐
gung neuer Fernwärmeleitungen. Für
ganz Deutschland wären das an die
4.000 Milliarden Euro. Zum Vergleich:
alleine bis 2030 rechnet die Uni Köln
mit rund 1.000 Milliarden dafür.

Dazu noch die „Dekarbonisierung“ der
Industrie, Verlegung von Wasser‐
stoOeitungen quer durchs Land und
vieles mehr – und: die ganzen laufen‐
den Kosten wie die extremen Strom-
und Spritpreise, die sich Jahr für Jahr
höher aufsummieren. Da ist man
schnell bei 10.000 Milliarden – und das
wäre für Deutschland der program‐
mierte Ruin. Deshalb fordern wir von
Seiten der AfD einen Stopp der Ener‐
giewende, die Weiternutzung der Ker‐
nenergie und die AbschaLung der CO

2
-

Steuern und der vielen geplanten Ver‐
bote.

mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
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Positivbeispiel für den Kernkraftwerksbau

Bei Diskussionen mit Kernkraftgegnern
wird gerne das Argument der langsa‐
men und unbezahlbaren Neubauten
gegen die Kernenergie und für den
Ausbau der sog. Erneuerbaren ins Feld
gebracht. Kronzeuge ist dabei das briti‐
sche Kernkraftwerkprojekt Hinkley
Point C, das kosten- und zeitplantech‐
nisch sehr stark aus dem Ruder gelau‐
fen ist. Sich in der Diskussion aber aus‐
schließlich auf Hinkley Point C zu Pxie‐
ren ist Rosinenpickerei der KKW-Geg‐
ner. Ich möchte daher meine eigene
Rosinenpickerei betreiben, um ein Ge‐
genbeispiel darzustellen, für den Fall,
dass der geneigte Leser auf der Straße
oder am Infostand in solch eine Diskus‐
sion verwickelt wird. Unser Beispiel
heißt Barakah 1-4 und bePndet sich in
den Vereinigten Arabischen Emiraten.
Trotz angeblicher Idealbedingungen
mit fast maximaler Anzahl an Sonnen‐
stunden haben die Emirate beschlos‐
sen ihre energetische Versorgung auf
Kernenergie aufzubauen. Im Jahre
2009 wurden daher die Verträge über
die vier Kraftwerksblöcke mit zusam‐
men 5,6 GW unterzeichnet. Im Jahre
2012 wurde mit den Bauarbeiten be‐
gonnen und ab 2018 waren die Blöcke
mechanisch sukzessive fertiggestellt.
Von 2021-23 fand die erfolgreiche Inbe‐
triebnahme der Blöcke 1-3 statt und für
dieses Jahr ist der Start des letzten Blo‐
ckes geplant. Die Baukosten wurden

zuerst mit 20 Mrd. $ veranschlagt, dann
auf 30 Mrd. $ hochgesetzt um Pnal mit
24,4 Mrd. $ beziLert zu werden, also 6,4
Mrd. pro Block. Die erwarteten Kosten
für den Strom sind für die ersten 20 Jah‐
re bis zur Abschreibung mit 0,4 Dirham/
kWh (rund 10 €-ct/kWh) veranschlagt
und danach mit 0,1 Dirham/kWh (rund
2,5 €-ct./kWh). Preise von denen
Deutschland meilenweit entfernt ist
und sich auch immer weiter entfernt.
Um die gleiche Bruottoenergiemenge
mittels Windenergie in Deutschland zu
erzeugen wären ca. 15.000 Windräder
erforderlich. Diese Zahlen zeigen was
möglich ist, wenn ein Bauprojekt nicht
mit der Qualität eines Berliner Flugha‐
fens durchgeführt wird, wie dies in
Großbritannien der Fall ist. Sie zeigen
aber auch, dass, wenn die Bundesrepu‐
blik vor 20 Jahren konsequent den Weg
einer nuklearen Energiewende hin be‐
schritten hätte wir mit den Kosten
ebenderselben (rund 600 Mrd. €) ca.
100 modernste KKW hätten errichten
können und das dies bei Bauzeiten von
ca.9 Jahren und paralleler Bauweise
auch möglich gewesen wäre. Deutsch‐
land wäre heute das helle Zentrum von
Europas Energiewirtschaft. Die weitere
Folge wäre eine große, zur Verfügung
stehende Menge an Elektrizität für un‐
sere Haushalte und die Industrie, die al‐
leine erst in der Lage gewesen wäre, die
Energie zu liefern die für die Habeck‐

https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.rainer-kraft-mdb.de
https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.youtube.com/c/RainerKraftAfD
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Kein weiteres Geld für fremde Kriege
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Bald beginnt das dritte Kriegsjahr in der
Ukraine. Die vom Westen mit Milliarden
Pnanzierte ukrainische GegenoLensive
hat ihr Ziel verfehlt. Die Fronten sind er‐
starrt. Viele ukrainische Kämpfer und
ihre Familien sind kriegsmüde.
Deutschland ist der größte militärische
Unterstützer der Ukraine in Europa und
steht weltweit hinter den USA an zwei‐
ter Stelle. Während sich in den USA Un‐
mut regt, noch mehr Geld für fremde
Kriege auszugeben, will die Bundesre‐
gierung in diesem Jahr trotz knapper
Kassen die WaLenlieferungen an die
Ukraine von 4 auf 8 Milliarden Euro ver‐
doppeln. Und das alles wieder einmal
zu Lasten der Bundeswehr.

Das für die Ertüchtigung der deutschen
Streitkräfte gedachte „Sondervermö‐
gen“ soll für den Ersatz des an die Ukrai‐
ne abgegebenen Materials geplündert
werden. Außerdem will die Ampelkoali‐
tion auch in diesem Jahr soziale Leis‐
tungen in Höhe von ca. 6 Milliarden
Euro an die in Deutschland lebenden
Ukrainer ohne Bedürfnisprüfung aus‐
schütten. Weitere Milliarden sollen in
den nächsten Jahren in den Wiederauf‐
bau des kriegszerstörten Landes Uie‐
ßen. Damit nicht genug. Als Trost für
die Rückschläge auf dem Schlachtfeld
hat die Bundesregierung zusammen
mit der realitätsfernen Politikerelite in
Brüssel den Weg frei gemacht für einen
schnellen EU-Beitritt der Ukraine. Nach

Schätzungen des Instituts der Deut‐
schen Wirtschaft sind die damit ver‐
bundenen Mehrkosten für den EU-
Haushalt auf 130 bis 190 Milliarden
Euro zu beziLern.

Und als gäbe es kein Morgen soll das
noch ärmere Moldau gleich mit in den
Kreis der Zahlungsempfänger aus Brüs‐
sel aufgenommen werden. Die Sorgen
und Nöte der eigenen Bürger sind den
Ampel-Koalitionären dabei egal. An‐
statt bei den üppigen Transferleistun‐
gen oder den Klimafantastereien zu
sparen, sollen wieder einmal die mittle‐
ren und kleinen Einkommen durch hö‐
here Preise bei Öl, Gas und Strom die
Zeche zahlen, die von der Regierung
durch Missachtung der Haushaltsge‐
setze selbst eingebrockt wurde. Erwar‐
tungsgemäß beißt der Kanzler mit sei‐
nem Wunschdenken, einen Teil der von
Deutschland an die Ukraine geleisteten
Zahlungen auf EU-Ebene angerechnet
zu bekommen, bei allen Mitgliedsstaa‐
ten auf Granit. Das gilt umso mehr, als
das absehbare HaushaltsdePzit der Uk‐
raine, das die EU abfangen will, weit hö‐
her ist als gedacht. Auf wessen Kosten?
Es ist davon auszugehen, dass die Am‐
pel unter demVorwand der„Ukrainehil‐
fen“ auch in diesem Jahr die Haushalts‐
notlage ausrufen und weitere Schulden
zu Lasten des deutschen Steuerzahlers
auftürmen wird.

https://www.geroldotten.de
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Kirchenasyl im Endstadium angekommen –
Gibt es das überhaupt?

Zur Weihnachtszeit gehen viele Famili‐
en dann doch einmal in eine Kirche. Zu
dem allgemeinen Mitgliederschwund
der großen Konfessionen in Deutsch‐
land führte aber, reden wir nicht drum
herum, gerade das erratische Verhalten
vom Erzbischof bis zur Kirchengruppe
in gesellschaftlichen Fragen. Man
könnte ein Buch darüber schreiben,
aber besonders als Beispiel kann das
sog. Kirchenasyl dienen. Gleich vorweg
natürlich die Feststellung, dass es eine
eigene rechtliche Kategorie „Kirchen‐
asyl“ nicht (mehr) gibt. Was steckt also
dahinter, wenn ganz plötzlich muslimi‐
sche Familien in einer Kirche, ggf. Auto‐
stunden von ihrer Unterkunft weg, ab‐
schiebefeste Logie erhalten?

In erster Linie das Hauptproblem in die‐
sem Land: Passives Schulterzucken. Hat
man sich erst einmal mühsam zu einem
Abschiebetitel durchgerungen, dann
bricht vielen Behörden eine laut zetern‐
de Pfarrgemeinde mit den üblichen
„Flüchtlingsräten“ im Schlepptau das
neu entdeckte Rückgrat schnell wieder.
Man akzeptiert den rechtswidrigen Zu‐
stand. Davon ermutigt wird dann sogar
weiterhin Geld gefordert. Die knausrige
Pfarrgemeinde klagt mit den Asylanten
gegen den bösen Staat. Volle Sozialleis‐
tungen gefälligst, auch aus einem an‐
deren Bundesland. Dies immerhin wur‐
de von Landessozialgericht Nieder‐
sachsen kürzlich verworfen. Keine

rechtliche Neuschöpfung des Kirchen‐
asyls. Dieses erfreut sich aber de facto
immer größerer Beliebtheit und auch
bei Fällen „nur“ im vierstelligen Bereich
zeigt sich die Bereitschaft, Recht zu bre‐
chen, wenn es „der guten Sache dient“
wie in einem Brennglas. Sollte die Am‐
pel wirklich dazu übergehen, symbo‐
lisch etwas mehr und nachhaltiger ab‐
zuschieben, dürfte sich das Verschan‐
zen in Kirchengemeinden signiPkant
erhöhen. So in Schwerin, wo die Polizei
eine afghanische Familie mit Räum‐
kommando und Kettensäge aus dem
Asyl holen musste. Die Gemeinde ließ
es eskalieren, vertraute wohl auf das
deutsche Einknicken. Dieses Mal lief es
anders.

Dass es weder aus Art. 4 GG oder Art.
16a GG eine Rechtfertigung für Kir‐
chenasyl gibt, und sich Helfer sogar
strafbar machen, muss betont werden.
Ebenfalls dürfen Behördenmitarbeiter,
die die Flinte ins Korn werfen, nicht un‐
gestraft davonkommen. Anträge ge‐
gen behördliche Richtlinien sowie ggf.
Gesetzentwürfe sind in Arbeit.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Verantwortungslose Politik in Berlin und
Bauernproteste

Die letze Sitzungswoche begann mit
Protesten der Bauern,
Fuhrunternehmer, Gastronomen und
Handwerker. Die Ampelregierung will
die immensen Kosten ihrer ideologi‐
schen Projekte durch Steuer- und Ab‐
gabenerhöhungen auf Bauern, Trans‐
portgewerbe und Gastronomie abwäl‐
zen, statt Ein-sparungen bei sich selbst
vorzunehmen. Wir tragen die
verantwortungslose Politik der
Bundesregierung nicht mit und haben
einen Antrag vorgelegt, der die
Verdopplung der Rückerstattung beim
Bauerndiesel ab 2025 fordert. Der
Landwirtschaftsminister hat alle gegen
sich aufgebracht, unsere Bauern
kämpfen ums nackte Überleben.
Immer härtere Sanktionen und
Regularien engen besonders die
Jungbauern immer weiter ein.

Herr Özdemir, das können Sie den
Leuten nicht mehr erklären!

In meiner Rede am 18. Januar sprach
ich zum Agrarpolitischen Bericht der
Ampel-Regierung. Nichts konnte die‐
sen besser illustrieren, als die parallel
dazu nur wenige hundert Meter ent‐
fernten Proteste unserer Bauern. Das al‐
lein war schon Antwort genug auf den
Bericht. Trotzdem konfrontierte ich
Landwirtschaftsminister Cem Özdemir
mit seinen absurden Vorschlägen, etwa
dem „Bauern-Soli“, der in Wahrheit

nichts anderes ist, als eine Fleischsteu‐
er, von der bei den Landwirten nichts
ankommt und die unsVerbraucher wie‐
der zusätzlich auferlegt wird! Die Bun‐
desregierung nimmt den Bauern 400
Millionen Steuerrückerstattung, aber
andere sinnlose Projekte werden welt‐
weit gefördert. Dreizehn Millionen für
gendergerechte Gesellschaften in
Westasien, 300 Millionen für Smart Ci‐
tys in Indien, gendersensitive Dorfent‐
wicklung in Bangladesch. Das ist ein‐
fach nur noch absurd, das kann man
den Leuten nicht mehr erklären.

Medienskandal besonderer Güte

Eine Rhetorik der Spaltung prasselt
derzeit ohne Unterlass auf unsere
Fraktion ein. Unwahre Behauptungen
werden ohne Prüfung, mit
Geheimdienstmethoden, unter dem
Deckmantel des Staatsfunks verbreitet.
Für eine kostspielige Kampagne,
Pnanziert von Grünen Milliardären und
internationaler Finanzwirtschaft
vergessen die Regierungsparteien
jegliche Moral. Linksextreme Aktivisten
sind beim Medienhaus„Correktiv“ gern
gesehene „Journalisten“. Ein Netzwerk
aus NGO´s, Plattformen, Initiativen und
deren Vorfeldorganisationen
unterminieren verzweifelt unsere
Demokratie und sichern die Macht der
Lobbyisten.

http://www.facebook.com/peterfelserafd
http://www.facebook.com/peterfelserafd
mailto:peter.felser@bundestag.de
http://www.twitter.com/PeterFelser
http://www.facebook.com/peterfelserafd
https://www.peterfelser.de
https://instagram.com/peter_felser
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mailto:peter.felser@bundestag.de
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•Obfrau imAusschuss für Arbeit und Soziales

•OrdentlichesMitglied imAusschuss fürArbeitundSoziales
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•ObfrauUnterausschussBürgerschaftlichesEngagement
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gerrit.huy@bundestag.de

@GerritHuy

/gerrithuy.afd

www.gerrithuy.de

@gerrithuy.afd

t.me/gerrithuy

YouTube

@gerrithuy

Mit Standhaftigkeit gegen Hetze und
Verleumdung

Die Umfragewerte der Ampelregierung
bePnden sich im SinkUug. Ende Januar
müssen die Regierungsparteien froh
sein, wenn sie noch auf 31% Zustim‐
mung kommen. Das führt im rot-grün-
gelben Lager zu Panik. Viele Genossen
rechnen bereits nach, wer bei der
nächsten Wahl wohl seinen Job verliert.
Denn viele von ihnen haben nichts ge‐
lernt, womit sie außerhalb der Politik‐
blase Geld verdienen könnten. Journa‐
listen bangen um lukrative Nebenjobs,
Zeitungen um große Anzeigenvolumi‐
na, der ÖRR um die Rundfunkstaatsver‐
träge. Es geht um nichts weniger als um
die Existenz dieser bildungsfernen „Eli‐
te“. Dies muss man wissen, um die Er‐
eignisse der letzten Wochen zu verste‐
hen.

Die Politik der Deindustrialisierung
kommt inzwischen bei der Bevölke‐
rung an. Die Proteste der Bauern wegen
massiver Erhöhungen der Agrardiesels‐
teuer werden von großen Teilen der
bürgerlichen Mitte unterstützt. Hand‐
werker und Gewerbetreibende schlie‐
ßen sich an. Hektisch werden Demons‐
tranten zu rechtsextremen Demokra‐
tiefeinden erklärt. Doch die Nazikeule
ist abgewetzt und entfaltet nicht die er‐
hoLte Wirkung.

Ein EntlastungsangriL muss her. Man
zieht etwas aus der Schublade, was
vielleicht erst für die Europawahl vorge‐

sehen war: Einen rechtswidrig erstell‐
ten Bericht über einen privaten Vor‐
tragsabend in Potsdam, bei dem auch
Politiker von CDU und AfD anwesend
waren. Darum herum entwirft ein Dra‐
maturg ein Theaterstück über ein Ge‐
heimtreLen und einen Masterplan zu
Deportationen. Das Ganze ist so schrill
und überdreht, dass es eigentlich kei‐
ner Erwähnung wert wäre. Doch die
VerzweiUung ist groß: fast alle regie‐
rungsnahen Redaktionen klammern
sich an diese Räuberpistole wie an ei‐
nen Strohhalm.

Wir erleben einen historischen Paradig‐
menwechsel: weg von links-grünen
Utopien hin zu einer Politik von Ver‐
nunft und Pragmatismus. Die ideologi‐
schen Narrative der Ampel verfangen
nicht mehr, der Zustrom zu unserer Par‐
tei ist ungebrochen. Doch die 68er Ge‐
neration wird nicht ohne Widerstand
abtreten. Wir werden noch einiges an
Standhaftigkeit benötigen. Und sie
selbstverständlich aufbringen, denn
wir lieben unser Land und unsere Leu‐
te. Und wir kämpfen für die Demokra‐
tie. Unsere Zukunft ist blau!

https://twitter.com/GerritHuy
mailto:gerrit.huy@bundestag.de
https://twitter.com/GerritHuy
https://www.facebook.com/gerrithuy.afd
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://t.me/gerrithuy
https://t.me/gerrithuy
https://www.youtube.com/channel/UCZJFECewSRnXpiZ1Ndmhnhg
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.gettr.com/user/gerrithuy
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Dr. Rainer Rothfuß, MdB

rainer.rothfuss@bundestag.de

/Dr.Rainer.Rothfuss

www.rainer-rothfuss.de

Anfangs machte ich mich lustig über
die „Demos gegen rääächts“ als „Ges‐
pensterdemos“, so in meiner Heimat‐
stadt Lindau, wo mein süYsantes Video
fast 100.000 Aufrufe erzielte (www.you‐
tube.com/watch?v=4XTB1Eiwq4U). Die
Uächendeckend aufpoppenden Demos
aber tiefer zu verstehen als eben das,
was sie eigentlich sind, ist für unsere ei‐
gene politisch-strategische Arbeit
enorm wichtig. Es handelt sich um eine
orchestrierte „Psyop“, einen systema‐
tisch geplanten und generalstabsmä‐
ßig durchgeführten AngriL auf die Psy‐
che der massenmedial leicht erreich-
und steuerbaren Menschen in unserem
Land.

Leider hat diese Form der mentalen
Kriegsführung auch Auswirkungen auf
unsere politische Arbeit und sogar Ent‐
wicklungsperspektiven als in Regie‐
rungsverantwortung drängende parla‐
mentarische Kraft – verstärkt natürlich
im Westen, wo die propagandistische
Medienkompetenz breiter Gesell‐
schaftsschichten im Gegensatz zur Be‐
völkerung im Osten allenfalls embrio‐
nal entwickelt ist.

Ohne ernst zu nehmenden sachlichen
und programmatischen Bezug wurde
seit dem (zumindest durch Finanzsprit‐
zen) regierungsgesteuerten Correctiv-
Coup ein solch dicker Teppich von Des‐
information und negativer emotionaler

AuUadung über die massenmedial per
TV, Radio und Zeitungen im Denken
„betreute“ Bevölkerung ausgerollt, dass
neue Zielgruppen im Westen nun zu‐
mindest vorübergehend umso schwie‐
riger für die bereits von vielen Bürgern
als echte „Alternative“ wahrgenomme‐
ne AfD zu gewinnen sind.

Die irrationale, rein dem Machterhalt
der steuernden „Eliten“ dienende
Brandmauer in den Parlamenten wirkte
schon jahrelang als faktischer Demo‐
kratie-Killer: Keinen Vize-Präsidenten,
keine Ausschuss-Vorsitzenden (mehr)
für die AfD, ständiges Stigmatisieren als
„demokratiefeindlich“. Kein Anteil an
den 700 Mio. € pro Jahr, den sich die
„demokratischen“ Parteien für ihre poli‐
tischen Stiftungen zuschanzen. Die Me‐
dien schweigen dazu, helfen bei der
Diskriminierung der Opposition eifrig
mit.

Die Massen auf den Straßen wurden
jetzt erfolgreich vor diesen Polit-Karren
gespannt und bestimmen den öLentli‐
chen Diskurs mächtig mit. Das moti‐
viert sie. Mehr Aggression gegen die
AfD und ihreWähler wird die Folge sein,
ggf. das Vorbereiten eines unfairen Ver‐
botsverfahrens. Daher sollten wir parla‐
mentarisch umgehend zu einer Gegen‐
kampagne rüsten. Der inakzeptable
Krieg gegen die AfD muss der breiten
Bevölkerung bewusst werden.

https://t.me/rainerrothfuss
https://t.me/rainerrothfuss
https://twitter.com/DrRothfuss
https://www.youtube.com/@DrRainerRothfuss
https://www.youtube.com/@DrRainerRothfu
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https://t.me/martinsichertinfo
mailto:rainer.rothfuss@bundestag.de
https://www.facebook.com/Dr.Rainer.Rothfuss
https://www.facebook.com/Dr.Rainer.Rothfuss
https://www.rainer-rothfuss.de
https://www.rainer-rothfuss.de
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